
Entscheidung der Beschwerdekarnzner in Diziplinarangelegenheiten 
vom 15. Dezember 1982 

D 07/82 

Artikel 23 (1) urid (3) der Vorschriften Uber die europàische 
Eignungsprfi.fung für die beirn EPA zugelassenen Vertreter (yE?) 
Artikel 22 (1) und 112 EPU 

"Umfana der Prüfungs- '.md Entscheidungsbefugnis der Diszioli-
narkarnrne r" 

"Benotung durch die Prüfungsausschüsse und nicht durch die 
einzelnen Prüfer" 

"Unzuständigkeit der GroBen Beschwerdekairimer" 

L E I T S A T Z 

1. In PrQfungsangelegenheiten besteht die Befugnis der Dis-
ziplinarkammer gemäB Artikel 23 (1) VEP darin, zu prUfen, 
ob die Vorschriften der VEP nit höherrangigern Recht, ins-
besondere mit den EPU, in tibereinstirnrnung stehen, und ob 
die angefochtene Entscheidung auf einer Verletzung soichen 
Rechts oder der in der VEP gegebenen Vorschriften beruht. 

Foiglich ist für die DurchfUhrung der PrUfung die Prüfurigs-
komniission und in keinem Fall die Beschwerdekainmer in Dis-
ziplinarangelegenheiten an ihrer Stelle zustndig. 
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Da die PrUfungskommission sich in jedem AusschuB aus 

mehreren PrUfern zusamrnensetzt, wird die Note für jede 

PrUfungsarbeit von dem AusschuB in seiner Ge.samtheit 

vergeben. 	 - 

Daraus ergibt sich, daB weder die Methode der arith-

metischen Mittelwertbildung noch die sogenannte Methode 

der Notenabgleichung für die AusschUsse zwingend geboten 
ist. 

Die Eefassung der GroBen Beschwerdekanm r durch die 

Beschwerdekarnmer in Disziplinarangelegenheiten ist aus-

geschlossen. 
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Sachverhait und Anträge 

Der BeschwerdefUhrer hat sich am 21., 22. und 23; No-
veinerber 1979 der ersten EignungsrUfung für die beim 

EPA zugelassenen Vertreter unterzogen. Am 19. Màrz 1980 
wurde ihm ntitgeteilt, daB er die Prüfung nicht bestanden 

habe, und am 21. April 1980 erhob er gegen die Entschei-
dung Beschwerde, der nicht abcehoifen wurde. Dieses Ver-
fahren fUhrt das Aktenzeichn D 05/80 und wurde mit einer 
Entscheidung der Beschwerdekairimer in Disziinarangelegen-
heiten yarn 21. Dezeinber 1981 beendet, die die ancefoch-
tene Entscheiduna aufhob und die. Angelegenheit zur er-

neuten Entscheidung an die:?rUfunskornmission zurUckverwies. 

In Ihrer Begrttndung war die Kaminer davon auscegangen, 
daB der:Beschwerdeftjhrer mangels vorheriger Einsic1t in 
seine PrUfungsarbeiten, die ibm erst durch eine Zwischen-
entscheidung der Karnrner yam 15. Dezenther 1980 zuerknnt 
wurde, seine Beschwerde var der Kommission nicht in Ub-
liche.r Weise hatte begrtinden können. Foiglich war die 
Abhilfe durch die Kornmission "a Driori" praktisch aus-
geschlossen, und daher mui3te das Verfahren mit einer 
neuen Entscheidurig der Kominission nocbmals durchgefUhrt 

werden. AuBerdem wurde die PrUfungskommission durch die 
Kanuner aufgefordert zu ttherlegen, erstens,ob bei unter-
schiedlicher Notencebung durch die einzelnen Prttfer die 
angewandte Methode der "Notenabgieichung" richtigere Er -
gebnisse gewährieistet als die Methode der arithmetischen 
Mittelwertbildung und zweitens,wie im Fall verschiedener 

Resultate für die einzelnen Arbeiten das Gesarntprädikat 
vergeben werden soil. 

./. 
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III. Am 30. März 1982 teilte die PrUfungskorrimission dem Be-
schwerdeführer mit, sie sei nach erneuter Beurteilung 
der PrUfungsarbeiten zu den Ergebnis gekomnmen, daB er 
die Eignungsrüfung nicht bestanden habe. 
Wie schon in ihrer Nitteilung von 19. März 1980 fügte 
sie hinzu, daB ihrer Ansicht nach die PrUfungsarbeit D 
"unzureichend" sei und daB die Leistung des Bewerbers 
in den anderen Arbeiten nicht ausreiche, urn insgesamt 
die zurn Bestehen erforderliche Bewertung zu erzielen. 

AuBerdemn beantwortete die Prüfurigskomnmissiori die zwei 
Anregungen der Beschwerdekaxrimer wie folgt: 

Bei unterschiedlicher Notengebung durch die PrUfer 
gewährleiste die Methode "Notenabgleichung" richti-
gere Ergebnisse als die Methode der arithmetischen 
Mittelwertbildung. 

In Fall verschiedener Resultate für die einzelnen 
Arbeiten könne ein Bewerber, der in einer Arbeit 
die den AusschluB bedingende Note 7 (tJngenUgend) 
erzielt hat, die PrUfuna "in aller Regel" nicht be-
stehen. Dieser Grundsatz sei in den "Anweisungen 
an die Prflfungsausschüsse für die Bewertung der 
Arbeiten" ausgedrUckt, und' die Komamission sehe 
keinen Grund, in vorliegenden Fall davon abzuweichen. 

IV. Am 4. April 1982 legte der BeschwerdefUhrer gegen die-
se neue Entscheidung der PrUfungskornmission Beschwerde 
em. 

Die Beschwerde wurde am 26. Mai 1982 begründet. 
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In der rnUndlichen Beschwerdeverhandlung am 21. Sep-
tember 1982 beantraqte der Beschwerdeftihrer: 

In der Hauptsache festzustellen, "daB die Prilfungs-
arbeit A mit "Gut", die PrUfungsarbeit D nach einer 
linearen Bewertungsskala mit "Leicht mangeihaft" be-
wertet werden mui3te,. und unter Aufhebung der Entschei-
dung der Prifungskommission die Gesartttprt5.fung als "Be-
standen" zu erk1ren". 

Hilfsweise festzustellen, "daB die PrUfungsarbeit D 
nach einer linearen Bewertungsskala mit "Leicht mangel-
haft" bewertet werden muBte, und unter Aufhebung der 
Entscheidung der Prflfungskommission die Gesarntprtifung 
als "Bestanden" zu erk1ren". 

Die Entscheidung der Prtlfungskornmission aufzuheben und 
die von ihm abgelegte erste europäische EignungsrUfung 
uriter Würdigung aller t3mst2inde als "Bestanden" zu er-
klären. 

Die Entscheidung der Prflfungskornmission aufzuheben und 
die Angelegenheit zur erneuten Behandlung an die Prii-
funskommission zurickzuverweisen, mit der Auflage, fest-
zustellen, daB die PrUfungsarbeit A mit "Gut", die Prfl-
fungsarbeit D nach einer linearen Bewertungsskala mit 
"Leicht mangeihaft" bewertet werden muBte, und die Ge-
samtprUfung als "Bestanden" zu erk1ren. 

Die Entscheidung der Prüfungskommission aufzuheben und 
die Angelegenheit an die PrUfungskoznmission zurUckzuver-
weisen, mit der Auflage festzustellen, daB die PrUfungs-
arbeit A mit "Gut" bewertet werden muBte sowie die PrU- 

* 
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fungsarbeit D einer unabhângigen nachprfifbaren Uber-
prfifung zu unterziehen ünd die Entscheidung fiber das 
Ergebnis der Gesamtprilfung vom Ergebnis der Neubewer-
tung dez Prtifungsarbeit D abhàngig zu machen. 

Die Entscheidung der Prfifungskominission aufzuheben 
und die Angeleenheit an die Prflfungskornmission zurtick-
zuverweisen, mit der Auflage, die Prüfungsarbeit D 
einer unabhngigen,nachrflfbaren UberprUfung zu unter - 
ziehen und die Entscheidung Uber das Ergebnis der Ge-
samtprtifung vorn Ergebnis der Neubewertung der Prtifungs-
arbeit D abhängig zu machen. 

Die Entscheidung der Prflfungskornmission aufzuheben und 
die Angelegenheit zur erneuten Behandluna an die Prti-
fungskommission zurUckzuverweisen. 

Die Entscheidung der Beschwerdekäinmer auszusetzen, bis 
ber off ene Rechtsfragen entschieden ist, wozu gegebenen-

falls die Groi3e Beschwerdekainmer anzurufen ware." 

V. 	Aus der Mehrzahl der Antràge, deren Schwertunkte sich 
teilweise decken, ergeben sich folgende wesentliche Be-
anstandungen: 

a) Der Beschwerdeftthrer erkennt den Prtifern bzw. den 
Prttfungsausschtissen einen gewissen Ermessensspiel-
rauxn in der Bewertung der Arbeiten zu. Er meint aber, 
daB die Bestirtunungen der Kominission un aligemeinen 
"durchweg restriktiv zurn Nachteil der Bewerber an-
gewendet wurden", was besonders in seinern Fall zu 
einem "ErinessensmiBbrauch" aefflhrt hätte. 

.1. 



AuBerdem beanstandet er die Benotung der Arbei-
ten A und D wie folgt: 

Prüfungsarbeit A: Die Arbeit sei von zwei PrUfern 
mit "Gut" und von einern Dritten mit "Befriedigend" 
beurteilt worden. Das erstaunliche Gesamtergebnis 
"Befriedigend" könne sich nur, wenn nicht durch 
ein Versehen, durch em "Minderheitsvotuxn" erklä- 
ren, was alien rechtsstaatlichen und demokratischen 
Prinzipien widersoreche und dern an sich ziemlich 
unklaren Begriff .der "Notenabgleichung" nicht ent-
sorechen könne. 

Prüfungsarbeit D: Di&hierdurch den Prüfungsaus-
schuB III angewandte Bewertungsskala sei - im Gegen-
satz zu der von den anderen AusschQssen aufgestell-
ten Skala "unlinear", d.h. in ungleiche Stufen em-
geteilt - also an sich keine Skala. So habe ein Be-
werber, der zwischen 40 und 49% der Punkte für eine 
Arbeiterreichte,von den AusschUssen I und II die 
Note 6 •(Mangelhaft), von dem Ausschul3 III aber nur 
die Note 7 (tlngenügend) erhalten. 

Dartiber hinaus rtigt der Beschwerdeftihrer, daB seine 
Prtifungsarbeit D "ganz offensichtlich" von zwei eng-
iischsprachigen PrUfern beurteilt worden sei. Da in 
der Beurteilung 10 Punkte für die intellektuelle 
Darstellung und den Stil zu vergeben scien, sei die 
gesaxnte Benotung daher noch fragwUrdiger. Es scheme 
ihm durchaus anzweifelbar, "ob ein nicht deutschspra-
chiger PrUfer in der Lage ist, den Stil von fremd-
sprachigen AusfUhrungen zu beurteilen." 

.1. 
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d) Endlich, was die Prtifungsarbeit D betrifft, sei 
das den AusschluB bedingende MerkxnaJ. der Note 
"UngenUgend" wilikUrlich und unberechtigt, urn 

- so rnehr,als der Vorsitzende der Prfungskornrnis-
Sian selbst anerkenne, daB dieser Grundsatz nur 
"in aller Regel" anwendbar ist, was einen gewis-
sen Bewertungsspielraurn fUr die Kommission zu er-
rnöglichen scheme. 
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Entscheidungs grUnde 

1. Nach Artikel 23(1) und (3) der Vorschrif ten Uber die 

europäische Eignungsprüfung für die beirn Europäischen 

Patentarat zugelassenen Vertreter (VEP) (Abi. EPA 1977, 

S. 101) kann gegen die Entscheidungen der PrQfungskom-

mission "wegen Verletzung dieser Vorschriften't Beschwer-

de erhoben werden. 

Diese Vorschrif ten können von der Beschwerdekarnmer nicht 

dahingehend erweitert werden, daB sic ihre Befugnisse 

ausdehnt und die Notengebung der Prüfer in zweiter In-

stanz beurtejit. Es kann alienf ails beschlossen werden, 

wie dies die Beschwerdekanuner in Diszilinarangelegen-

heiten bereits am 04.02.82 (Sache D 01/81, Abl. EPA 

7/1982, S. 258) getan hat, daB ihre Befugnis darin 

besteht,zu prUf en, ob die Vorschrif ten der VEP mit 

höherrangigem Recht, insbesondere mit dem EPU, in Uber-

einstiinmung stehen und ob die Entscheidunq der Prüfungs-

kommission auf einer Verletzung dieser Vorschriften be-

ruht. 

Im vorliegenden Fail beziehen sich die zahireichen 

Beanstandurigen des BeschwerdefUhrers im wesentlichen 

auf die Notengebung durch die Prüfer und auf deren 

seiner Meinung nach zu grol3en Strenge, die die Beschwer-

dekanimer jedoch nicht in Frage steilen kann. Die em-

heitliche Anwendung eines strengen MaBstabes verstöBt 

nämlich nicht gegeri die PrUfungsvorschriften und es 

fäilt in die Kompetenz der Prüfungskornmission und nicht 

der Kan'imer, zu bestixnmen, 'ob ein strenger oder ein milder 

MaBstab anzuiegen ist. 

./. 



2. Eine wesentliche Beanstandung des BeschwerdefUhrers in 
Zusammenhang mit der Prflfungsarbeit A richtet sich da-
gegen, daB die Prflfungskornmission die Nethode der "Noten- 

.abgleichung"der Methode der arithmetischen Mitteiwert-
bildung vorgezogen hat. 
Abgesehen davon, daB die Methode der Notenabgleichung 
von der Rammer in ihrer Entscheidung von 21. Dezernber 1982 

grundstz1ich stillschweigend gebilligt worden ist - sonst 
hätte sie die PrUfungskomnrnission nicht ersucht, die Vor-
und Nachteile beider Systerne zu tiberdenken -, kann sie 
auch nicht von vornherein abgelehnt werden. Wenn sich 
em PrUfungsausschuB aus tnehreren Prtifern zusamumensetzt, 
so wird die Note von den AusschuB in seiner Gesamtheit 
vergeben, und die Noten seiner Mitglieder können bis zur 
endgtiltigen Entscheidung nur als bloBe Vorschläge ange-
sehen werden.- 

Die endgtiltige Note als soiche ergibt sich entweder aus 
dem arithmetischen Mittel der vorgeschlagenen Noten - 
wenn sich alle Prüfer einig sind - oder aus elner Gesamt-
note, die in der abschlieBenden Beratung vergeben wird. 

DaB diese Bewertung nicht unmö -1ich ist, zeigt eineEnt-

scheidung aus der Bundesrepublik Deutschland durch den 
Bundesfinanzhof, der sogar noch weiter gegangen ist, als er 
am 11.05.1982 entschieden hat, daB in Sonderfall des Urn-
laufverfahrens die Ermnittlung der Gesamtnote durch das 
arithmetische Mittel verboten ist (Der Betriebsberater, 

Heft 23, 20.09.1982) 

Kurz zusamnmengefa8t, gewahrleistet die einheitliche Me-
thode der Notenabgleichung ebenso wie die Methode der 
Mittelwertbildung eine gleichmäBige 9ewertunc und ver- 

.1. 
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stöl3t damit nicht gegen die Prüfungsvorschrif ten. 

Diese Beanstandung des Beschwerdeführers muI3 daher zu-
rUckgewiesen werden. 

3. Bei der PrUfungsarbeit D beanstandet der BeschwerdefUh- 
rer, daB die angewandte Bewertungsskala nicht linear, 
also an sich keine Skala sei und zudem in Gegensatz zu 
dem von den. anderen PrUfungsausschUssen angewandten 
System stehe. 

Das Wort Skala, das aus den Italienischen koinmt, wo es 
den Sinn von Trepe oder Leiter hat, ist hier jedoch 
in Sinne von "Ta.belle" zu verstehen. Das heiBt, der 
Prüfer nuB auf jederx Bewerber eine best.irnmte Zahi von 
Punkten vergeben, die wiederum einer bestimmten Leistung 
entspricht; dies soil die Gleichbehandlung der einzelnen 

PrUfungsteilnehmer gewährleisten. Das Wort Skala bedeutet 
nicht unbedingt eine arithmetische oder geornetrische 
Progression, und vom sprachlichen Standpunkt aus ist es 
durchaus richtig, bei einer Tabelle oder Skala von pro-
gressiv oder degressiv zu sprechen. 

Von der Sache her gesehen und in Anbetracht des oben er-
wähnten Grundsatzes der Ermessensfreiheit der Prüfungs-
kommission, die natürlich nicht gegen die geltenden Be- 
stinunungen verstoBen darf, steilt die bloBe Tatsache, 
daB die PrUfungskommission eine nicht lineare Tabelle 
angewandt hat, weder einen Verstoi3 gegen den Grundsatz 
der Gleichbehandlung der Bewerber noch gegen irgendeinen 
anderen Grundsatz dar, für dessen Wahrung die Kammer zu 
sorgen hat. 

.1. 
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Obwohl der Beschwerdeführer in semen letzten Antràgen 
nicht mehr wie frUher ausdrUcklich verlangt, daB die 
Pz-Ufungsarbeit D von "unabhànaigen" PrUfern deutscher 
Muttersprache erneut bewertet wird, muB die Beschwerde 
dennoch gertift werden, da der Antrag auf erneute "un-
abhängige" Bewertung der betreffenden Arbeiten aufrecht-

erhalten wird. 

Es ist hierzu zu bemerken, daB ein Prtifer mit z.B. eng-
lischer Muttersprache sehr wohi in der Lage sein kann, 
den Aufbau, die Kiarheit und die gramrnatikalische Rich-
tigkeit eines in deutscher Sorache abgefal3ten Textes 
zu beurteilen, und nichts läBt darauf schliel3en, daB 
dies hier nicht der Fall gewesen ist. Man könnte hinzu-
fUgen, daB ein Bewerber, der sich bernUht, kiar und ohne 
uberfltissige stilistische Kompliziertheit zu schreiben, 
durchaus auch von einern ausländischen Leser verstanden 
und auch beurteilt werden kann. 

Vor allern darf der Bewerber einen PrUfer nicht wegen sei-
ner Nationalität, die rneistens .auch eine bestimmte Mutter-
sprache bedingt, ablehnen. Dieser Grundsatz läBt sich aus 
Artikel 24(3) EPU Uber die Ablehnung von Mitgliedern der 
Beschwerdekarnmern analog ableiten. 

Das Verfahren, wonach bestimmte Noten den AusschluB be-
dingen, ist an sich keine Seltenheit und steilt auch kei-
nen VerstoB gegen das Prinzip der Gleichheit der Bewerber 
dar, nur weil einige Bewerber aufgrund einer schwachen 
Note in einer bestinimten PrUfungsarbeit ausscheiden, wäh-
rend andere, die in einer anderen Prüfungsarbeit dieselbe 
Note erhalten, die PrUfung bestehen. 

I 
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un vorliegenden Fall hat die PrUfungskornmission zu Recht 
den Grundsatz vertreten, daB ein Bewerber, der in der 
Prüfungsarbeit D, mit der die Rechtskenntnisse festge-
stelit werden soilten, nur die Note "UngenUgend" erhal-

ten hat, nicht als Vertreter zugelassen werden kann, auch 
wenn seine Leistungen in den anderen Fächern gut waren. 

Bedauerlicherweise lautet die Nurnmer VII der Anweisungen 
für die PrUfungsausschUsse, in der dieser Grundsatz fest-
geschrieben ist, wie folgt: "Die Note 7 bedeutet, dai3 der 
Bewerber nach Auffassung des PrUfers die Prüfung keines-
falls bestehen solite"; dies scheint die Moglichkeit von 
Ausnahmen zuzulassen, was auch der Vorsitzende der •PrUfungs-
konimission am 30.03.82 mit folgenden Worten eingeräurnt hat: 

"Insbesondere halt (die Kornmission) daran fest, daB em 
Bewerber, der in einer Arbeit die Note 7 erhalten hat, die 
Prüfung in aller Regel nicht bestanden hat"; die enalische 

und vor allem die französische Fassung dürf ten eine soiche 

Auslegung kaum zulassen. 

"A mark 7 is an indication that the examiner considers 
that the candidate should not pass in any circumstances." 

"La note 7 signifie que les examinateurs estiment que le 

candidat ne doit en aucun cas tre reçu." 

Andererseits ware es wUnschenswert gewesen, die Bewerber 
var der PrUfung davon in Kenntnis zu setzen, daB bei der 

betreffenden PrUfungsarbeit die Note "UneriQgend" das 
Nichtbestehen der PrUfuncr zur Folge hat. 

Diese Mangel lassen jedoch die GUltigkeit der Prtifung 
unberQhrt uiid fUhren auch nicht dazu, daB die Sache zur 

FA 
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hl 

erneuten Beurteilung an die PrUfungskornmission zurUck-
verwiesen werden muB. 

6. Die Groi3e Beschwerdekammer ist nach Artikel 22(1) EPU-
zustàndig für "Entscheidungen fiber Rechtsfragen, die ihr 
von den Beschwerdekammern vorgelegt werden (ers - e Hypo-
these) oder "die Abgabe von Stellungnahmen zur Rechtsfra-
gen, die ihr von Präsidenten des Europischen Patentamts 

.nach Artikel 112 vorgelegt werden" (zweite Hypothese). 

Da in Artikel 112(1)b) präzisiert wird, wann der Präsi-
dent die Groe Beschwerdekarmrter befassen kann f  närnlich 
"wenn zwei Beschwerdekaxnmern voneinander abweichende Ent-
scheidungen getroff en haben", liegt es auf der Hand, daB 
die zweite Hypothese nicht für die Beschwerdekarnmer in 
Disziplinarangelegenheiten gelten kann, da diese das em-
zige Organ ihrer Art ist und somit in ihren Entscheidun-
gen nicht von einer parallelen Instanz abweichen kann. 

Was die erste Hyothese anbelangt, so ist die Befassung 
- 	der GroBen Beschwerdekamrner .bei Diszipiinarverfahren 

sowohi vorn Wortlaut als auch von Sinn der einschlägiqen 
Rechtstexte her ausgeschlossen. 

Zuzn Wortlaut: In Artikel 22(1)a) EPU heiBt es: "Die GroBe 
Beschwerdekanmter ist zuständig f Ur Entscheidungen Uber 
Rechtsfragen, die ihr von den Beschwerdekarnmern vorgelegt 
werden." Es ist offensichtlich, daB dieser Artikelt sich 
bei dem Begriff "Beschwerdekarnmern" implizit auf den un-
mittelbar vorangehenden Artikel 21 bezieht und somit die 
Kainmern Ineint, die "für die PrUfuna von Beschwerden gegen 

.1. 
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Entscheidungen der Eingangsstelle, der Prüfungsabtei-
lungen, der EinspruchsabteilUflg und der Rechtsabteilung" 
zuständig sirid, also die Juristische Beschwerdekammer und 

die Technischen BesOhwerdekamrnerfl, nicht aber die Beschwer-
dekanuner in Disziplinarangelegenheitefl. 

Zulu Sinn: Die Beschwerdekamrner in Disziplinarangelegen-
heiten des EPA (abgekUrzt "Disziplinarkainmer" genannt), 
die durch Artikel 5 der Vorschrif ten in Disziplinaran-
gelegenheiten vorn 21. Oktober 1977 errichtet wurde, ist 
genau genorninen kein Organ zur DurchfUhrung der in Artikel 
15 EPU genannten Verfahren und ist im übrigen in diesem 

Artikel auch nicht aufgeftihrt. 

Irn Ubereinkommen, das vain 05. Oktober 1973 staitunt, konnte 
nicht von einern Organ die Rede sein, das erst aufgrund 
einer am 21. Oktober 1977 in Kraft gesetzten Vorschrift 
errichtet warden ist. Dies ist auch später nicht korri-
giert warden, so daB mit Sicherheit kein Versehen vor-

1.iegt. 

Wâhrend die Mitgliederder Beschwerdekairimern einschliel3-

lich der GroBen Beschwerdekarniner nach den Artikein 21 
his 23 alle rechtskundig oder technisch vorgebildet sirid 
und vain Verwaltungsrat besonders ernannt werden, setzt 
sich die Beschwerdekarnrner in Disziplinarangelegenheitefl 
nach Artikel 10 der Vorschriften vain 21. Oktober 1977 
aus drei rechtskuridigen Mitgliedern der Beschwerdekarrimern 
und zwei besonders ernannten zugelassenen Vertretern zu-

saitunen. 

p 
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Wenn der Gesetzgeber die Absicht gehabt hä.tte, die Zu-
ständigkeit der GroBen Beschwerdekammer auf die Ent-
scheidungen der sogenannten Disziplinarkanuner, also 
auf Rechtsfragen in Disziplinarangelegenheiten auszu- 
dehnen, so hätte er wohi kaurn anstelle der zugelassenen 
Vertreter technisch vorgebildete Mitglieder vorgesehen. 

Es besteht daher keine Veranlassung, das Verfahren aus-
zusetzen und die GroBe Beschwerdekarrimer anzurufen,. die 
hierfUr keinesfalls zuständig ist. 

Aus diesen GrUnden wird wie folgt entschieden: 

Der Antrac auf Befassung der GroBen Beschwerdekamrner 
wird abgelehnt. 

Die Beschwerde gegen die Entscheidung der Prttfungs-
- 	kommission für die europäische EignungsprUfung des 

EPA vom 30. Màirz 1982 wird zurQckgewiesen. 

Der Geschäftss'te lenbeamte: 	Der Vorsitzende: 

P 	i 


